Was ist bei der Wahl des Firmennamens und
der Gestaltung der Geschäftspapiere zu beachten?

Die Gesetze enthalten Vorschriften dazu, unter welcher Bezeichnung der Unternehmer im Geschäftsverkehr auftreten kann bzw. muss sowie welche Angaben er auf Geschäftsbriefen zu machen hat, damit seine Identifizierung möglich ist.

1.
Wahl der Unternehmensbezeichnung

· Unternehmer mit Handelsregistereintragung


Nur dieser kann eine Firma im Rechtssinne führen. Sie ist der Name, unter dem er seine Geschäfte betreibt und seine Unterschrift abgibt. Ist ein Gewerbetreibender im Handelsregister eingetragen, bildet die vollständige Firma mit dem zwingenden Rechtsformzusatz („e.K.“ bzw. „e.Kfm.“ oder „e.Kfr.“ = eingetragener Kaufmann bzw. OHG/KG) die verbindliche Bezeichnung, unter der der Unternehmer im Rechtsverkehr agiert und unter der er Verträge unterzeichnet (z.B. „bunt & grün“-Pflanzenvertrieb e.K.). Der bürgerliche Name des Unternehmers tritt dahinter vollständig zurück.


Bei der Wahl der Firma sind bestimmte Firmierungsgrundsätze zu beachten, wie z. B. das Irreführungsverbot oder die Unterscheidungskraft der Firma gem. § 178 HGB. Die Einhaltung dieser Vorschriften wird bei der Eintragung vom Handelsregister geprüft. Jedoch empfiehlt es sich, im Vorfeld schon Kontakt mit der zuständigen IHK aufzunehmen, da auch diese die Einhaltung von Firmierungsgrundsätzen prüft und dem Gewerbetreibenden bei der Wahl der richtigen Firma Hilfestellung gibt.

· Unternehmer ohne Handelsregistereintragung

Der Einzel-Gewerbetreibende, der nicht im Handelsregister registriert ist, muss grundsätzlich mit seinem Vor- und Zunamen im Geschäftsverkehr auftreten. Zwar darf auch er sein Unternehmen als solches mit einer werbewirksamen Bezeichnung beschreiben. Dieser Geschäftsbezeichnung kommt aber eine rein schmückende Funktion zu. Einen rechtsverbindlichen, unterschriftsfähigen Charakter hat sie jedoch nicht. Sobald der Unternehmensträger rechtsverbindliche Handlungen vornehmen will, muss er also stets auf seinen bürgerlichen Namen zurückgreifen. 

Die Gesellschaft bürgerlichen Rechts kann mit den Namen der Gesellschafter und einem Hinweis auf die Rechtsform der Gesellschaft gebildet werden. Auch hier ist ein Zusatz, der auf den Gegenstand der Gesellschaft hinweist, oder eine Geschäftsbezeichnung möglich bzw. sinnvoll.

Auch bei der Wahl einer Geschäftsbezeichnung ist zu beachten, dass grundsätzlich keine Bezeichnung gewählt wird, die geeignet ist, das angesprochene Publikum über maßgebliche Umstände zu täuschen. So darf die Bezeichnung nicht den Eindruck einer Größe oder Bedeutung erwecken, die das Unternehmen tatsächlich nicht besitzt (Bsp.: „Internationaler Textilhandel“ für einen Kleinstbetrieb).

Ergänzend sollte jeweils überprüft werden, ob nicht schon ein anderer Betrieb im selben örtlichen Wirkungsbereich die konkret ins Auge gefasste Benennung verwendet. Zudem ist daran zu denken, ob die betreffende Bezeichnung bereits durch die Eintragung einer Marke geschützt sein könnte. Eine entsprechende Prüfung von älteren Rechten muss jeder Gewerbetreibende – wenn er spätere Unterlassungsansprüche vermeiden will – durch Recherchen beim Deutschen Patentamt in München (Tel.: 089 2195-0) durchführen.

Partnerschaftsgesellschaften

· Der Name der Partnerschaft besteht mindestens aus 


· dem Namen von mindestens einem Partner, 

· dem Zusatz „und Partner“ oder „Partnerschaft“ sowie 

· der Berufsbezeichnung aller in der Partnerschaft vertretenen Berufe.


Die Beifügung von Vornamen ist nicht erforderlich. Die Namen anderer Personen als der Partner dürfen nicht in den Namen der Partnerschaft aufgenommen werden. Sind alle Partner namentlich genannt, darf der Zusatz „und Partner“ nicht geführt werden (dann: Partnerschaft). Fantasienamen als Zusätze sind erlaubt.

2.
Angaben auf Geschäftsbriefen

Zu den Geschäftsbriefen zählen alle von einem Unternehmen ausgehenden schriftlichen Mitteilungen, welche die geschäftliche Betätigung gegenüber Dritten betreffen und an einen bestimmten Empfänger gerichtet sind. Die Verpflichtung zur Namensangabe besteht dabei auch im Rahmen laufender Geschäftsbeziehungen. Auf die äußere Form der Mitteilung kommt es nicht an, so dass beispielsweise auch Postkarten, Preislisten oder Quittungen von den gewerberechtlichen Vorschriften erfasst sind. Nicht zu den Geschäftsbriefen gehören etwa Telegramme oder Mitteilungen an einen unbestimmten Personenkreis (Postwurfsendungen, Zeitungsanzeigen o.Ä.).

· Einzelunternehmen

Im Handelsregister eingetragene Kaufleute müssen folgende Angaben machen (§ 37a HGB):

· Firma

· Rechtsformzusatz (e.K. oder e.Kfm. oder e.Kfr.),

· Ort der Handelsniederlassung,

· Registergericht und Nummer, unter der die Firma im Handelsregister eingetragen ist.

Bei nicht im Handelsregister eingetragenen Einzelunternehmen ist nur die Angabe von Vor- und Familiennamen erforderlich, aber auch zwingend (§ 15 GewO).

· Gesellschaften

Die zu den Kaufleuten zählende OHG und KG haben folgende Angaben zu machen (§§ 125a HGB bzw. § 161 Abs. 2 i.V.m. § 125a HGB):

· Firma

· Rechtsformzusatz (OHG/KG),

· Sitz der Gesellschaft,

· Registergericht und Nummer, unter der die Gesellschaft im Handelsregister eingetragen ist.

Dies gilt entsprechend für die Partnerschaft (§ 7 Abs. 5 PartGG).

Die kleinunternehmerischen Personengesellschaften (Gesellschaften bürgerlichen Rechts), zu denen auch die Freiberufler-Sozietäten gehören, sind lediglich zur Angabe des Namens verpflichtet. Daneben dürfen sie keinen Zusatz führen, der vortäuscht, sie seien im Handelsregister eingetragen oder eine Partnerschaft. Der Zusatz „& Partner“ ist allein der Partnerschaft i.S.d. PartGG vorbehalten.

Die Ausführungen gelten für Personenunternehmen und die Angaben nach Handelsrecht! Bei Kapitalgesellschaften sind zusätzlich Angaben zu den Organen (Geschäftsführung, Vorstand, Aufsichtsrat) zu machen. Außerdem an steuerliche Angaben denken (Steuernummer, USt-Id.-Nummer).
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